
Den vorgenannten Anforderungen ist das Kreisgericht 
nicht gerecht geworden. Es hat zunächst nicht beach­
tet, daß in dem vom Staatsanwalt schriftlich gestellten 
Antrag auf Verhandlung im beschleunigten Verfahren 
lediglich ausgeführt wird: „Der Beschuldigte ist hin­
reichend verdächtig, sich eines Diebstahls gemäß 
§§ 177 Abs. 1, 180 StGB schuldig gemacht zu haben.“ 
Es fehlen jedoch jegliche Angaben darüber, durch wel­
ches Verhalten des Beschuldigten ein solcher Verdacht 
begründet ist.
Nach den Grundsätzen des sozialistischen Strafverfah­
rens wird ein gerichtliches Strafverfahren nur auf 
Initiative des Staatsanwalts als des hierzu berufenen 
staatlichen Anklägers eingeleitet. Allein der Staats­
anwalt bestimmt auch in tatsächlicher Hinsicht den 
Gegenstand des Strafverfahrens (vgl. u. a. § 21 StAG, 
§§ 13 Abs. 2, 154, 187 Abs. 1, 241 Abs. 2 StPO). Das Ge­
richt vermag deshalb einem auf Verhandlung im be­
schleunigten Verfahren gerichteten Antrag des Staats­
anwalts nur dann zu folgen, wenn damit zugleich auch 
in tatsächlicher Hinsicht der Gegenstand des bean­
tragten Verfahrens bezeichnet wird. Das ergibt sich 
u. a. aus § 259 Abs. 3 Satz 2 StPO, wonach dem Be­
schuldigten mit der Ladung mitzuteilen ist, was ihm 
zur Last gelegt wird.
Im Hinblick auf die in vorliegender Sache bei der An­
tragstellung unterlassene Bezeichnung des Gegenstan­
des des beantragten Verfahrens war das Kreisgericht 
außerstande, darüber zu befinden, ob hinreichender 
Tatverdacht vorlag und der Sachverhalt einfach war. 
Es hätte schon aus diesen Gründen unmittelbar nach 
Eingang des Antrages des Staatsanwalts gemäß § 260 
Abs. 1 StPO von der Verhandlung im beschleunigten 
Verfahren durch begründeten Beschluß Abstand neh­
men müssen.
Für eine solche Entscheidung bestand um so mehr Ver­
anlassung, als das Ermittlungsergebnis ergab, daß ge­
gen den Angeklagten außer zu den Handlungen, die 
schließlich Gegenstand der in der Hauptverhandlung 
mündlich erhobenen Anklage und damit der Urteils­
findung wurden, weitere Ermittlungen hinsichtlich 
eines anderen selbständigen Handlungskomplexes ge­
führt worden waren, denen der Verdacht zugrunde lag, 
der Angeklagte habe Anfang Oktober 1970 einen Ano­
rak entwendet.
Die vom Kreisgericht unterlassene Prüfung der Ver­
fahrensvoraussetzungen führte dazu, daß der Ange­
klagte in unzulässiger Weise in der Hauptverhandlung 
zu einem Verhalten, das nicht Gegenstand der Anklage 
war, vernommen wurde und daß hierzu zwei Zeugen 
geladen und in der Hauptverhandlung vernommen 
wurden. Damit wurde zugleich dem im beschleunigten 
Verfahren besonders im Vordergrund stehenden 
Grundsatz der Konzentration des Verfahrens zuwider­
gehandelt. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzu­
weisen, daß die mit dem beschleunigten Verfahren 
verbundene Zielsetzung in vorliegender Sache auch 
deshalb in Frage gestellt wurde, weil die Hauptver­
handlung nach dem am 24. November 1970 eingegange­
nen Antrag des Staatsanwalts erst am 2. Dezember 
1970 durchgeführt wurde.
Das Kreisgericht hat es auch unterlassen, die nach dem 
Gesetz mit der Ladung des Angeklagten gebotenen In­
formationen und Hinweise in ausreichendem Maße zu 
vermitteln, und dadurch das Recht auf Verteidigung 
(§ 61 StPO) verletzt. Nach § 259 Abs. 3 Satz 2 StPO hätte 
es dem Beschuldigten, der nicht auf die Ladung ver­
zichtet hat und auch nicht vorgeführt wurde, mit der 
Ladung mitteilen müssen, was ihm zur Last gelegt 
wird (wird ausgeführt).
Das Kreisgericht hat es auch verabsäumt, dem Ange­

klagten mit der Ladung mitzuteilen, wer als Zeuge 
und Kollektivvertreter zur Hauptverhandlung geladen 
wurde (§ 202 Abs. 1 StPO) und daß er das Recht hat, 
eigene Beweisanträge zu stellen (§ 206 Abs. 1 StPO). 
Die vorgenannten Verletzungen der Vorschriften über 
das Recht auf Verteidigung führten gemäß § 300 Ziff. 5 
StPO zwingend zur Aufhebung des angefochtenen Ur­
teils und zur Zurückverweisung der Sache.
Für die Durchführung des beschleunigten Verfahrens 
sind die Grundsätze, die im Beschluß des Plenums des 
Obersten Gerichts zu Fragen der gerichtlichen Beweis­
aufnahme und der Wahrheitsfindung im sozialistischen 
Strafprozeß vom 30. September 1970 (NJ-Beilage 5/70) 
niedergelegt wurden, entsprechend anzuwenden. Auch 
im beschleunigten Verfahren darf also nicht darauf 
verzichtet werden, gemäß Ziff. 4.2. dieses Beschlusses 
die Art und Weise der Tatbegehung, die durch die Tat 
verursachten Folgen, die Art und Schwere der Schuld, 
die Persönlichkeit des Täters und die Ursachen und 
Bedingungen der Straftat in dem für die konkrete Ent­
scheidung gebotenen Umfang aufzuklären und festzu­
stellen.
In dieser Hinsicht vermag die angefochtene Entschei­
dung' zunächst insoweit nicht zu überzeugen, als sie 
in ihrer Begründung bezüglich des Wertes und des In­
halts der vom Angeklagten entwendeten Aktentasche 
von Feststellungen ausgeht, die nicht durch das aus 
dem Hauptverhandlungsprotokoll ersichtliche und ge­
mäß § 254 Abs. 2 StPO als Grundlage der Beurteilung 
durch den Senat dienende Ergebnis der Beweisauf­
nahme getragen werden.
In diesem Zusammenhang ist von Bedeutung, daß der 
Angeklagte zum Wert und zum Inhalt der Aktentasche 
keine Angaben machen konnte, weil er sie, ohne hin­
eingesehen zu haben, schon kurze Zeit nach der Ent­
wendung in die Saale geworfen hatte. Der Geschädigte 
T., der allein darüber hätte Angaben machen können, 
hatte zwei Tage vor der Hauptverhandlung mitgeteilt, 
daß er wegen Krankheit (Lungenentzündung) der La­
dung als Zeuge nicht Folge leisten konnte.
Unter diesen Umständen hätte das Kreisgericht prüfen 
müssen, inwieweit die für die Entscheidung über die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit bedeutsamen Fest­
stellungen zum Wert und zum Inhalt der Aktentasche 
durch andere Beweismittel als durch die Zeugenver­
nehmung des Geschädigten T. hätten bewiesen werden 
können, ohne daß deshalb von der Durchführung der 
anberaumten Hauptverhandlung im beschleunigten 
Verfahren hätte abgesehen werden müssen. Hierbei 
wäre zu prüfen gewesen, inwieweit die Zeugenverneh­
mung des Geschädigten unter den in § 225 StPO be­
zeichnten Voraussetzungen durch die Verlesung des 
Protokolls über eine frühere Vernehmung (§ 225 Abs. 1 
StPO) oder einer Aufzeichnung über anderweitige 
Äußerungen (§ 225 Abs. 2 StPO) des Geschädigten hätte 
ersetzt werden können. Das ist ausweislich des Haupt­
verhandlungsprotokolls erster Instanz jedoch nicht ge­
schehen. Es enthält in dieser Hinsicht lediglich folgen­
den Text: „Der Zeuge T. stellte den Schadenersatz­
antrag über 70 Mark. Der Angeklagte erkennt diesen 
Antrag in voller Höhe an.“ Ein vom Angeklagten in 
der Hauptverhandlung erklärtes Anerkenntnis der 
Höhe des durch die Straftat verursachten Schadens, das 
nicht auf eigener Kenntnis der die Schadenshöhe be­
treffenden tatsächlichen Zusammenhänge beruht, ist 
als Teil eines Geständnisses jedoch nur dann geeignet, 
als Beweis für die im Zusammenhang mit der Entschei­
dung über die strafrechtliche Verantwortlichkeit fest­
zustellenden Folgen der Tat herangezogen zu werden, 
wenn es mit den durch weitere zulässige Beweismittel 
vermittelten Informationen übereinstimmt und seine
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